
Arbeit&Wirtschaft 12/2009Gesellschaftspolitik
38

VWL-Perspektiven 
»Soziale Sicherheit in Österreich und der EU« war das Thema eines volkswirt-

schaftlichen Seminars für SchülerInnen und Lehrende.

D
ie Volkswirtschaftslehre (VWL) hat 
ihren Ursprung in der Moralphi-
losophie des 18. Jahrhunderts. Die 
damaligen Fragestellungen über 

die Gründe für Reichtum und Armut, ho-
he und niedrige Preise bzw. Löhne sind bis 
heute aktuell. Die moderne Volkswirt-
schaftslehre ist gekennzeichnet durch ver-
schiedene, miteinander konkurrierende 
T heorien. 

Diese Vielfalt an Zugängen fördert den 
Diskurs und das kritische Denken. Für Ju-
gendliche sind VWL-Kenntnisse wichtig für 
das Verstehen, wie unsere Wirtschaft und 
Gesellschaft funktioniert. Die VWL bildet 
daher eine Grundlage für mündige Staats-
bürgerInnen (Citoyen). 

Seit 2003 wird das VWL-Perspektiven-
Seminar jährlich im Auftrag des bm:ukk 
und in langjähriger Kooperation mit dem 
»Arbeitswelt und Schule«-Projekt der AK 
Wien und des ÖGB als bundesweites Semi-
nar organisiert. Die Initiative für das VWL-
Perspektiven-Seminar geht auf den Semi-
narleiter Johannes Lindner zurück, seit 
2008 leitet er das Seminar gemeinsam mit 
Oliver Schnitzer von der AK Wien.

Im Rahmen des 7. VWL-Perspektiven-
Seminars für LehrerInnen, die Volkswirt-
schaftslehre an Sek.II Schulen unterrichten, 
ein Kooperationsseminar des Zentrums für 
Berufsbildung der Kirchlichen Pädago-
gischen Hochschule (KPH) Wien/Krems, 
der AK Wien, der OENB und der Initia-
tive für Teaching Entrepreneurship (www.
ifte.at, gelang es, den Bogen vom theore-
tischen über fachdidaktischen bis zum po-
litischen Diskurs zu spannen. 

Das dreitägige Seminar folgt dem dra-
maturgischen Verlauf: »Status quo der so-
zialen Sicherheit, Gerechtigkeit und soziale 

Sicherheit und Zukunft der sozialen Sicher-
heit.« Am dritten Tag des Seminars disku-
tierten 50 LehrerInnen und 300 Schüle-
rInnen über den Sozialstaat Österreich. Der 
Diskussion stellten sich österreichische Spit-
zenpolitikerInnen. 

Die SchülerInnen waren eingeladen, 
einen Artikel über diesen Tag zu verfassen. 

In das Finale kamen die vier Artikel von 
Martin Donnerer der BHAK & BHAS 
Feldbach, von Valentin Obergruber und 
Moritz Marouschek der Schumpeter Han-
delsakademie und Stefan Bösenhofer, 
BHAK & BHAS Fürstenfeld. 

Den Artikel von Stefan Bösenhofer 
 möchten wir ihnen hier vorstellen: 

Zukunft der sozialen Sicherheit in Österreich und in der EU

W erden wir noch Pensionen erhalten?«, 
»Inwieweit unterstützt uns die EU 

in Sachen Sozialpolitik?«, »Warum gibt 
es die Mindestsicherung?«, »Ist die 
Hacklerregelung sinnvoll?« und »Wer soll 
das alles finanzieren?« – Fragen wie diese 
standen im Zentrum der Diskussion »Zu-
kunft der sozialen Sicherheit in Öster - 
reich und in der EU«. Am Beginn der 
Veranstaltung standen Impulsreferate des 
Vizekanzlers und Bundesministers für 
Finanzen Dr. Josef Pröll und des Bundes-
ministers für Arbeit Soziales und Konsu-
mentenschutz Rudolf Hundstorfer. An-
schließend antworteten die National-
ratsabgeordneten Renate Cörgits (SPÖ), 
Beatrix Karl (ÖVP) und Karl Öllinger 
(Die Grünen) auf die Fragen von Katha-
rina Klee, Chefredakteurin der Zeitung 
»Arbeit&Wirtschaft« .

Österreich sei mit 28 Prozent Sozial-
quote (gemessen am BIP) eines der sozi-

alsten Länder der Welt, betonte eingangs 
BM Pröll. 70 Mrd. Euro würden zur Hälf-
te in die Finanzierung der Pensionen und 
Alteneinrichtungen fließen, 25 Prozent 
verschlinge das Gesundheitssystem, zehn 
Prozent dienten Familien und 15 Prozent 
würden für Invalidität, Arbeitsmarkt etc. 
aufgewendet. BM Pröll unterstrich mehr-
mals die Eigenverantwortung jedes Ein-
zelnen und meinte, dass das soziale Netz-
werke, dort greifen solle, wo das Indivi-
duum zu schwach sei.

Pensionssystem zukunftsfit machen

Die Gestaltung der Pensionen würde auf-
grund der demografischen Entwicklung 
in Österreich in Zukunft schwer werden, 
da bis 2030 die Hälfte des Volkes über 
65 Jahre alt sein würde. Deswegen sehe 
er es als seine Pflicht, das System zu-
kunftsfit zu machen. Damit meine er aber 
nicht die Privatisierung des Pensionssys-
tems, das mittels Umlageverfahren aus 
der Sozialversicherung und staatlichen 
Zuschüssen finanziert werde. 

Mit der Verschuldung von 78 Prozent 
des BIP werde die zukünftige Absiche-
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rung kein einfaches Unterfangen werden. 
Das Problem sah Pröll jedoch nicht so 
sehr auf der Einkommens-, sondern eher 
auf der Ausgabenseite. Dort müsse gespart 
werden. So gehörte Österreich auf 
Bundes-, Landes- und Gemeindeebene 
viel klarer und einfacher strukturiert. Als 
wichtig bezeichnete der Vizekanzler zu-
dem die Positiv-Bewertung von Arbeit in 
unserer Gesellschaft, sie dürfe auch Spaß 
machen und müsse honoriert werden: 
Verteilungsgerechtigkeit könne es ohne 
Leistungsgerechtigkeit nicht geben.

Als BM Hundstorfer das Podium be-
trat, appellierte er zuerst an die anwe-
senden Jugendlichen, ihre Schulausbil-
dung bestmöglich abzuschließen, um 
bestqualifiziert in den Arbeitsmarkt ein-
zusteigen. Er bezeichnete die soziale Si-
cherheit als Grundpfeiler für eine funk-
tionierende Gesellschaftspolitik. In Sa-
chen Pensionen bleibe das Umlagesystem 
zukunftweisend, da es mehr Stabilität als 
das Kapitaldeckungsverfahren aufweise.

Für Reform des Steuersystems

Der Sozialminister stellte sich hinter die 
vor der vergangenen Nationalratswahl 
verlängerte »Hacklerregelung« , die seiner 
Meinung nach besser »Langzeitversicher-
tenregelung« heißen müsse. Ihre Beibe-
hal-tung sei gerade jetzt notwendig, um 
Stabilität in eine so ungewisse Zeit zu 
bringen. 2013 müsse aber Schluss damit 
sein. Hundstorfer sprach sich klar für  eine 
Reform des Steuersystems aus, das u. a. 
zu sehr auf Vollbeschäftigung aufgebaut 
sei und schon deshalb in Zeiten der Wirt-
schaftskrise stark ins Wanken geraten 
müsse. Als zusätzliche Einnahmequellen 

nannte er die Wiedereinführung der Bör-
senumsatzsteuer und die Besteuerung 
von Vermögen. Letztere sah er jedoch 
nicht als Allheilmittel für die Rettung der 
Staatskassen, weil sie in Summe keine 
großen Erträge abwerfe.

Die Pensionen sind sicher

Auf die zwei sehr enthusiastischen Refe-
rate der Minister folgten zahlreiche Fra-
gen aus dem Publikum. U. a konnte Mi-
nister Pröll eine Schülerin beruhigen, die 
besorgt fragte, ob in Zukunft bis zu ei-
nem Alter von 79 Jahren gearbeitet wer-
den müsse. Ein Hinaufsetzen des gesetz-
lichen Pensionsalters sei überhaupt nicht 
das Thema. Es gehe vielmehr darum, das 
faktische Pensionsalter an das gesetzliche 
heranzuführen.

Ein weiterer Höhepunkt des Tages 
war der Round-Table der Sozialexper-
tInnen von SPÖ, ÖVP und den Grünen. 
Katharina Klee moderierte den Round-
table, und es gelang ihr, mit pointierten 
Fragen die Unterschiede und Gemein-
samkeiten bei der Sozialpolitik aufzuzei-
gen. Renate Csörgits, Beatrix Karl und 
Karl Öllinger stellten sich auch den Ängs-
ten und Wünschen der ZuhörerInnen. 
So war ihnen etwa die EU zu wenig So-
zialunion. Das Podium bestätigte einhel-
lig, dass sie weitgehend nur in ökonomi-
sche Bereiche wie etwa das Arbeitsrecht 
eingreife. Bei anderen Themen wie z. B. 
dem Pensionssystem gingen die Mei-
nungen der ParteienvertreterInnen sehr 
wohl auseinander. So fand NAbg. Csör-
gits, dass dieses entweder durch den Ver-
such, die Menschen länger gesund im 
Arbeitsystem zu halten, zu stabilisieren 

sei, oder die Erhöhung der staatlichen 
Zuschüsse angedacht werden müsse. Bea-
trix Karl hob drei mögliche Wege hervor: 
Die Erhöhung des Pensionsalters, die Er-
höhung der Beiträge oder die Erhöhung 
der staatlichen Zuschüsse. Zur Mindest-
sicherung betonten alle drei, dass diese 
nicht als soziale Hängematte des Staates 
Österreichs eingerichtet werden dürfe 
und werde. Hier überholte NAbg. Öllin-
ger seine Kolleginnen nur ganz klar da-
mit, dass er eine 14-malige Auszahlung 
forderte, weil die BezieherInnen sonst 
unter die Grenzen des geltenden Existenz-
minimums fielen.

Uns Jugendlichen bot die Veranstal-
tung zum Thema »Soziale Sicherheit in 
Österreich und der EU« viele und inte-
ressante Informationen – und die Beru-
higung, dass auch wir noch auf sichere 
Pensionen vertrauen können. 

K O N T A K T

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an den Veranstalter Johannes Lindner

entrepreneurship@gmx.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Am dritten Tag des Seminars diskutierten 
50 LehrerInnen und 300 SchülerInnen über den 
Sozialstaat Österreich. Der Diskussion stellten 
sich österreichische SpitzenpolitikerInnen. ©
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8. VWL-Perspektiven Seminar
»Kapitalismus im Umbruch?!«
Mi. 20.10. bis Fr. 22.10.2010

www.ifte.at/Termine


